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Zusammenfassung 

 

 

Die geplante Änderung zum Meldeverfahren 

bei ausländischen Saisonarbeitnehmern 

(§ 188 Abs. 4 SGB V-E) würde den bürokra-

tischen Aufwand bei den Betrieben durch 

neue Prüf- und Meldepflichten weiter erhö-

hen. Das widerspricht allen Zielsetzungen 

der Bundesregierung, die Bürokratielast und 

Bürokratiekosten abzubauen, zumindest 

aber nicht weiter steigen zu lassen. 

 

Die vorgesehene Neuregelung muss deshalb 

unterbleiben. 

 

Die Krankenkassen müssen auch bei der 

geplanten Sonderregelung für ausländische 

Saisonarbeitnehmer zur Anschlussversiche-

rung verpflichtet werden, die erforderlichen 

Daten zum Aufenthaltsort dieser Arbeitskräf-

te wie bisher selbst zu recherchieren. 

 

Hierfür spricht zudem, dass es im vorliegen-

den Sachverhalt fachlich ausschließlich um 

das Verhältnis zwischen Versicherten und 

Krankenkassen geht bzw. dieser Sachverhalt 

überhaupt nichts mit dem eigentlichen Be-

schäftigungsverhältnis zu tun hat. 

 

 

Im Einzelnen 

 

 

Betriebe nicht zu Gunsten der Kranken-

kassen mit Bürokratie belasten 

 

Die vorgesehene Sonderregelung für aus-

ländische Saisonarbeitnehmer, nämlich das 

gesetzliche Regel-Ausnahme-Verhältnis um-

zukehren und die Anschlussversicherung nur 

dann fortzuführen, wenn eine ausdrückliche 

Beitrittserklärung des Mitglieds und ein 

Nachweis des Wohnsitzes oder des ständi-

gen Aufenthalts in der Bundesrepublik 

Deutschland erfolgt, ist – für sich gesehen – 

zu begrüßen. 

 

Nicht hinnehmbar ist allerdings, dass die 

Krankenkassen ihre ureigenen Aufgaben 

und den damit verbundenen bürokratischen 

Aufwand künftig per Gesetz auf die Arbeit-

geber, die ausländische Saisonarbeitskräfte 

beschäftigen, übertragen dürfen, um so an 

Daten zum Aufenthaltsort dieser Saisonar-

beitnehmer nach Beendigung der Beschäfti-

gung zu kommen, die sie bisher selbst re-

cherchieren müssen. 

 

Mit der geplanten gesetzlichen Neuregelung 

einer gesonderten elektronischen Kenn-

zeichnung des Arbeitnehmers durch den Ar-
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beitgeber im Rahmen des elektronischen Ar-

beitgebermeldeverfahrens nach § 28a SGB 

IV müssten die Arbeitgeber künftig jedes Be-

schäftigungsverhältnis daraufhin prüfen, ob 

die für § 188 Abs. 4 SGB V-E maßgebenden 

Kriterien zutreffen. 

 

Damit fällt für die Arbeitgeber, die bisher 

nicht zu entsprechenden Auskünften an die 

Krankenkassen verpflichtet sind, folgender 

bürokratischer Zusatzaufwand an: 

 

 Prüfung der Kriterien auf Basis von § 188 

Abs. 4 SGB V-E für jedes einzelne Be-

schäftigungsverhältnis und bei Änderun-

gen für jede Meldung, in der die Kenn-

zeichnung relevant ist. 

 

 Erfassen der relevanten Daten zusam-

men mit dem Beschäftigten durch den 

Arbeitgeber, soweit der Sachverhalt für 

Meldungen relevant sein könnte. 

 

 Melden der erfassten und geprüften Da-

ten an die Krankenkassen durch den Ar-

beitgeber. 

 

 

Betriebe nicht mit erheblichen Zusatzkos-

ten in Millionenhöhe belasten 

 

Für die Meldung der Daten an die Kranken-

kassen müssen alle Entgeltabrechnungspro-

gramme angepasst werden. Die Erfahrungen 

mit elektronischen Meldeverfahren haben 

zudem gezeigt, dass fachfremde Meldungen 

der Arbeitgeber problematisch sind und es 

häufig zu erheblichem Nachbearbeitungs-

aufwand kommt, um die Daten zu plausibili-

sieren. 

 

Im vorliegenden Sachverhalt geht es fachlich 

allein um das Verhältnis zwischen Versicher-

ten und Krankenkassen. Dennoch würden 

mit der geplanten Neuregelung des § 188 

Abs. 4 SGB V-E die Arbeitgeber gezwungen 

werden, erheblichen Aufwand in die Ermitt-

lung von Sachverhalten zu investieren, die 

mit dem eigentlichen Beschäftigungsverhält-

nis überhaupt nichts zu tun haben. 

 

Für die Umsetzung der gesetzlichen Ände-

rungen ist bei den Arbeitgebern ein einmali-

ger Mehraufwand von mehreren Hunderttau-

send Euro für die Anpassung aller Software-

programme in Ansatz zu bringen sowie mit 

jährlich laufenden Kosten in Millionenhöhe 

für die Prüfung und Erstattung der Meldun-

gen an die Krankenkassen zu rechnen. 
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